
Anlage zur Vorlage 20/100/2023 

Synopse zur neuen Hundesteuersatzung ab 01.01.2024 

Bisheriger Satzungstext Neuer Satzungstext Erläuterung 

Hundesteuersatzung der Stadt Haan  
vom 15. Dezember 2017 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 
2023) und der §§ 1 - 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712/SGV NRW. 610) in ihren z. Zt. geltenden Fassun-
gen, hat der Rat der Stadt Haan in seiner Sitzung am 
12.12.2017 folgende Hundesteuersatzung beschlos-
sen: 

Hundesteuersatzung der Stadt Haan 
vom 12.12.2023 

Aufgrund des §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 
666/SGV NRW 2023) und der §§ 3 und 20 Abs. 2 
Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712/SGV NRW. 610) in ihren aktuell 
geltenden Fassungen, hat der Rat der Stadt Haan in 
seiner Sitzung am 12.12.2023 die folgende Hunde-
steuersatzung beschlossen: 
 

 
 
 
Textliche Anpassungen gem. Mustersatzung StGB 

§ 1 
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden 
im Stadtgebiet.  
(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter 
ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder im Inte-
resse seiner Haushaltsangehörigen aufgenommen hat. 
Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten 
als von ihren Haltern gemeinsam gehalten. Ein zuge-
laufener Hund gilt als aufgenommen, wenn er nicht 
innerhalb von zwei Wochen beim Ordnungsamt der 
Stadt Haan gemeldet und bei einer von diesem be-
stimmten Stelle abgegeben wird. Halten mehrere Per-
sonen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind 
sie Gesamtschuldner.  
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer seinen Hund in Pfle-
ge oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe 
oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen 
kann, dass der Hund in einer Gemeinde der Bundesre-
publik bereits versteuert wird oder von der Steuer 
befreit ist. Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, 

§ 1 
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden 
im Stadtgebiet. 

(2) Steuerpflichtig ist die hundehaltende Person. Hun-
dehaltende Person ist, wer einen Hund im eigenen 
Interesse oder im Interesse seiner Haushaltsangehöri-
gen in seinem Haushalt aufgenommen hat. Alle in 
einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von 
den Haushaltsangehörigen gemeinsam gehalten. Ein 
zugelaufener Hund gilt als aufgenommen, wenn er 
nicht innerhalb von zwei Wochen beim Ordnungsamt 
der Stadt Haan gemeldet und bei einer von diesem 
bestimmten Stelle abgegeben wird. Halten mehrere 
Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so 
sind sie Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuld-
ner. 
(3) Als hundehaltende Person gilt auch, wer seinen 
Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe oder zum Anlernen hält, wenn er oder sie 
nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer Ge-

 
 
 
 
Im neuen Satzungstext wurde „der Hundehalter“ an 
verschiedenen Stellen durch „hundehaltende Person“ 
gegendert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klarstellung 
 
 
 
 
 



wenn die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf 
Probe oder zum Anlernen den Zeitraum von zwei Mo-
naten überschreitet.  
(4) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des 
Hundes für die Steuer als Gesamtschuldner. 

meinde der Bundesrepublik bereits versteuert wird 
oder von der Steuer befreit ist. Die Steuerpflicht tritt 
in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder 
die Haltung auf Probe oder zum Anlernen den Zeit-
raum von zwei Monaten überschreitet. 
(4) Neben der hundehaltenden Person haftet die Ei-
gentümerin oder der Eigentümer des Hundes für die 
Steuer als Gesamtschuldner. 
 

 
 
 
 
Klarstellung wenn hundehaltende Person und Eigen-
tümer unterschiedlich sind. 

§ 2 
Steuermaßstab und Steuersatz 

Die Hundesteuer beträgt jährlich, wenn von einem 
Hundehalter oder mehreren Personen gemeinsam  
a) ein Hund gehalten wird, 120 €, 
b) zwei Hunde gehalten werden, 144 € je Hund,  
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden, 168 € je 
Hund.  
Hunde, für die Steuerfreiheit nach § 3 gewährt wird, 
werden bei der Berechnung der Anzahl der Hunde 
nicht berücksichtigt; Hunde, für die Steuerermäßigung 
nach § 4 gewährt wird, werden mitgezählt. 

§ 2 
Steuermaßstab und Steuersatz 

Die Hundesteuer beträgt jährlich, wenn von einer 
oder mehreren hundehaltenden Personen gemein-
sam 
a) ein Hund gehalten wird, 144 €, 
b) zwei Hunde gehalten werden, 180 € je Hund,  
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden, 216 € je 
Hund.  
Hunde, für die Steuerfreiheit nach § 3 gewährt wird, 
werden bei der Berechnung der Anzahl der Hunde 
nicht berücksichtigt; Hunde, für die Steuerermäßi-
gung nach § 4 gewährt wird, werden mitgezählt. 
 

 
 
 
Steuererhöhung von  
10 € auf 12 € für den ersten,  
12 € auf 15 € für den zweiten und  
14 € auf 18 € für den dritten und jeden weiteren Hund  
monatlich. 

§ 3 
Steuerbefreiung 

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für das Hal-
ten von  
1. Hunden bei Personen, die sich nicht länger als zwei 
Monate in der Stadt Haan aufhalten, wenn sie die 
Tiere bei ihrer Ankunft besitzen und nachweisen kön-
nen, dass die Hunde in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuert werden oder von der Steu-
er befreit sind. 
2. Hunden, die für den Schutz und die Hilfe blinder, 
tauber oder sonst hilfloser Personen unbedingt not-
wendig sind und ausschließlich dazu dienen. Sonst 
hilflose Personen sind solche Personen, die einen 
Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen „B", 

 § 3 
Steuerbefreiung 

(1) Personen, die sich nicht länger als zwei Mona-
te in der Stadt Haan aufhalten, sind für diejenigen 
Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, 
wenn sie nachweisen können, dass die Hunde in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert 
werden oder von der Steuer befreit sind. 
(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für 
Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe 
blinder, tauber oder sonst hilfloser Personen dienen. 
Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die ei-
nen Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen 
„B", „BL“, „aG“ , „GL“ oder „H“ besitzen. Die Steuerbe-
freiung gilt nur für einen Hund. 

 
 
Anpassung an Mustersatzung, da Antragstellung in 
solchen Fällen nicht praktikabel ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Merkzeichen für Gehörlose, war bislang nicht auf-
geführt und wird ergänzt.  
Die Befreiung gilt für einen Hund – Klarstellung. 



BL“, „aG“ oder „H“ besitzen. Die Steuerbefreiung kann 
von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses ab-
hängig gemacht werden.  
3. Hunden, die der Halter nachweislich aus einem 
Tierheim der Städte Hilden, Solingen oder Velbert 
aufgenommen hat. Die Steuerbefreiung wird befristet 
für 12 Monate erteilt und beginnt mit dem 1. des Mo-
nats, in dem der Hund aus der Einrichtung übernom-
men worden ist. 

(3) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für 
nicht zu Erwerbszwecken gehaltene Hunde, die die 
hundehaltende Person nachweislich aus einem Tier-
heim der Städte Hilden, Solingen oder Velbert  
aufgenommen hat. Die Steuerbefreiung wird befristet 
für 12 Monate erteilt und beginnt mit dem 1. des Mo-
nats, in dem der Hund aus der Einrichtung übernom-
men worden ist. 
 

§ 4 
Allgemeine Steuerermäßigung 

Für Personen, die  
- Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 - 40 SGB XII), 
- Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(§§ 41 - 46 SGB XII),  
- Arbeitslosengeld II (§§ 19 - 27 SGB II) erhalten, sowie 
diesen einkommensmäßig gleichstehende Personen 
wird die Steuer auf Antrag auf die Hälfte des Steuer-
satzes nach § 2 Abs. 1 Buchst. a – c gesenkt. Diese 
Ermäßigung gilt nur für den ersten Hund, der bis zum 
31. 12. 2016 in Haan gemeldet ist, und nicht für ge-
fährliche Hunde. 

§ 4 
Allgemeine Steuerermäßigung 

Für Personen, die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27-40 
SGB XII), Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung (§§ 41-46 SGB XII) oder Arbeitslosengeld II 
(§§ 19-27 SGB II) erhalten sowie diesen einkommens-
mäßig gleichstehenden Personen, wird die Steuer auf 
Antrag auf die Hälfte des Steuersatzes nach § 2 Abs. 1, 
Buchst. a-c, gesenkt.  
Diese Ermäßigung gilt nur für den ersten Hund, der bis 
31.12.2016 in Haan angemeldet ist und nicht für ge-
fährliche Hunde. 
 

 

§ 5 
Allgemeine Voraussetzungen für Steuerbefreiung und 

Steuerermäßigung 
(1) Eine Steuerbefreiung nach § 3 bzw. eine Steuerer-
mäßigung nach § 4 wird nur gewährt, wenn der Hund, 
für den die Steuervergünstigung in Anspruch genom-
men wird, für den angegebenen Verwendungszweck 
hinlänglich geeignet ist.  
(2) Der Antrag auf Steuerbefreiung oder -ermäßigung 
ist spätestens zwei Wochen vor Beginn des Monats, in 
dem die Steuervergünstigung wirksam werden soll, 
schriftlich bei der Stadt zu stellen. Bei verspätetem 
Antrag wird die Steuer für den nach Eingang des An-
trags beginnenden Kalendermonat auch nach den 
Steuersätzen des § 2 erhoben, wenn die Vorausset-
zungen für die beantragte Steuervergünstigung vorlie-

§ 5 
Allgemeine Voraussetzungen für Steuerbefreiung und 

Steuerermäßigung 

(1) Eine Steuerbefreiung nach § 3 wird nur gewährt, 
wenn der Hund, für den die Steuerbefreiung in An-
spruch genommen wird, für den angegebenen 
Verwendungszweck hinlänglich geeignet ist. 

(2) Der Antrag auf Steuerbefreiung oder -ermäßigung 
ist spätestens zwei Wochen vor Beginn des Mo-
nats, in dem die Steuervergünstigung wirksam 
werden soll, schriftlich bei der Stadt Haan zu stel-
len. Bei verspätetem Antrag wird die Steuer für 
den nach Eingang des Antrags beginnenden Ka-
lendermonat auch nach den Steuersätzen des § 2 
erhoben, wenn die Voraussetzungen für die bean-
tragte Steuervergünstigung vorliegen. 

 
 
 
Klarstellung: Steuerermäßigung nach § 4 bemisst sich 
nicht nach der Geeignetheit des Hundes, daher kann 
Verweis auf den Paragrafen entfallen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für befreite oder ermäßigte Hunde kann ein Nuller-



gen.  
(3) Über die Steuerbefreiung kann auf Antrag eine 
Bescheinigung ausgestellt werden. Diese gilt nur für 
die Halter, für die sie beantragt und bewilligt worden 
ist. (4) Fallen die Voraussetzungen für Steuerbefreiung 
weg, so ist dies innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Wegfall der Stadt schriftlich anzuzeigen. 

(3) Über die Steuerbefreiung oder -ermäßigung wird 
ein Steuerbescheid erteilt. Dieser gilt nur für die 
hundehaltende Person, für die sie beantragt und 
bewilligt worden ist. 

(4) Fallen die Voraussetzungen für Steuerbefreiung 
weg, so ist dies innerhalb von zwei Wochen nach 
dem Wegfall der Stadt Haan schriftlich anzuzeigen. 

 

Steuerbescheid erstellt werden; eine Bescheinigung 
kann entfallen. 

§ 6 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem Ersten des Mo-
nats, in dem der Hund aufgenommen worden ist. Bei 
Hunden, die dem Halter durch Geburt von einer von 
ihm gehaltenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steu-
erpflicht mit dem Ersten des Monats, in dem der Hund 
drei Monate alt geworden ist. In den Fällen des § 1 
Abs. 3 Satz 2 beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten 
des Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten 
überschritten worden ist.  
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Monats, in 
dem der Hund veräußert oder sonst abgeschafft wird, 
abhandenkommt oder eingeht.  
(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen 
Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten 
des auf den Zuzug folgenden Monats. Bei Wegzug 
eines Hundehalters aus der Stadt endet die Steuer-
pflicht mit Ablauf des Monats, in den der Wegzug fällt. 

§ 6 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, 
in dem der Hund aufgenommen worden ist. Bei 
Hunden, die der hundehaltendenden Person 
durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hün-
din zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht mit dem 
1. des Monats, in dem der Hund drei Monate alt 
geworden ist. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 
beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des Mo-
nats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten über-
schritten worden ist. 

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Monats, in 
dem der Hund veräußert oder sonst abgeschafft 
wird, abhandenkommt oder eingeht. 

(3) Bei Zuzug einer hundehaltenden Person aus einer 
anderen Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit 
dem Ersten des auf den Zuzug folgenden Monats. 
Bei Wegzug einer hundehaltenden Person aus der 
Stadt Haan endet die Steuerpflicht mit Ablauf des 
Monats, in den der Wegzug fällt.  

(4) Beginn und Ende der Steuerbefreiung/-ermäßigung 
ergeben sich aus dem Steuerbescheid. Beginn der 
Befreiung / Ermäßigung ist der 1. des auf die Antrag-
stellung folgenden Monats. Eine rückwirkende Be-
freiung / Ermäßigung ist mit Ausnahme von § 3 Abs. 
3 nicht möglich. Beginn des Steuerbefreiungszeit-
raumes ist hierbei das Datum des Tiervermittlungs-
vertrages bzw. das Datum der Kaubescheinigung 
(Quittung). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klarstellung erforderlich, da es in der Praxis zu Miss-
verständnissen kommt. 



 

§ 7 
Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 

(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder – wenn 
die Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres 
beginnt – für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.  
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem 
Zugehen des Festsetzungsbescheides für die zurücklie-
gende Zeit und dann halbjährlich am 15. Mai und 15. 
November mit der Hälfte des Jahresbetrages fällig. Sie 
kann zum 15.Mai für das ganze Jahr im Voraus entrich-
tet werden. Bis zum Zugehen eines neuen Festset-
zungsbescheides ist die Steuer über das Kalenderjahr 
hinaus zu den gleichen Fälligkeitsterminen weiter zu 
entrichten. Endet die Steuerpflicht während des Ka-
lenderjahres und wird dies dem Steueramt rechtzeitig 
(§ 8 Abs. 2) schriftlich mitgeteilt, so ist die zu viel ge-
zahlte Steuer zu erstatten.  
(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der Bundes-
republik versteuerten Hund erwirbt oder mit einem 
solchen Hund zuzieht oder wer an Stelle eines ab-
geschafften, abhanden gekommenen oder eingegan-
genen Hundes einen neuen Hund erwirbt, kann die 
Anrechnung der nachweislich bereits entrichteten, 
nicht erstatteten Steuer auf die für den gleichen Zeit-
raum zu entrichtende Steuer verlangen. 

§ 7 
Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 

(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder – wenn 
die Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres 
beginnt – für den Rest des Kalenderjahres festge-
setzt. 

(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem 
Zugehen des Festsetzungsbescheides für die zu-
rückliegende Zeit und dann halbjährlich am 15. Mai 
und 15. November mit der Hälfte des Jahresbetra-
ges fällig. Sie kann zum 15. Mai für das ganze Jahr 
im Voraus entrichtet werden. Bis zum Zugehen ei-
nes neuen Festsetzungsbescheides ist die Steuer 
über das Kalenderjahr hinaus zu den gleichen Fäl-
ligkeitsterminen weiter zu entrichten. Endet die 
Steuerpflicht während des Kalenderjahres und wird 
dies dem Steueramt rechtzeitig (§ 8 Abs. 2) schrift-
lich mitgeteilt, so ist die zu viel gezahlte Steuer zu 
erstatten. 

(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der Bundes-
republik versteuerten Hund erwirbt oder mit ei-
nem solchen Hund zuzieht oder wer an Stelle eines 
abgeschafften, abhanden gekommenen oder ein-
gegangenen Hundes einen neuen Hund erwirbt, 
kann die Anrechnung der nachweislich bereits ent-
richteten, nicht erstatteten Steuer auf die für den 
gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer verlan-
gen. 

 

 

§ 8 
Sicherung und Überwachung der Steuer 

(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund inner-
halb von zwei Wochen nach der Aufnahme oder - 
wenn der Hund ihm durch Geburt einer von ihm gehal-
tenen Hündin zugewachsen ist - innerhalb von zwei 
Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt gewor-
den ist, unter Angabe der Hunderasse, des Ge-

§ 8 
Sicherung und Überwachung der Steuer 

(1) Die hundehaltende Person ist verpflichtet, einen 
Hund innerhalb von zwei Wochen nach der Auf-
nahme oder – wenn der Hund ihm durch Geburt 
einer von ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist 
– innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund 
drei Monate alt geworden ist, bei der Stadt Haan 

 
 
 
 
 
 
 
 



schlechts und des Alters beim Steueramt der Stadt 
anzumelden. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 muss 
die Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Tage, an dem der Zeitraum von zwei Monaten über-
schritten worden ist, und in den Fällen des § 6 Abs. 3 
Satz 1 innerhalb der ersten zwei Wochen des auf den 
Zuzug folgenden Monats erfolgen.  
(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei 
Wochen, nachdem er ihn veräußert oder sonst abge-
schafft hat, nachdem der Hund abhandengekommen 
oder eingegangen ist oder nachdem der Halter aus der 
Stadt weggezogen ist, beim Steueramt der Stadt ab-
zumelden. Mit der Abmeldung des Hundes ist die noch 
vorhandene Hundesteuermarke an die Stadt zurück-
zugeben. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine an-
dere Person sind bei der Abmeldung der Name und die 
Anschrift dieser Person anzugeben.  
(3) Die Stadt übersendet mit dem Steuerbescheid oder 
mit der Bescheinigung über die Steuerbefreiung für 
jeden Hund eine Hundesteuermarke. Der Hundehalter 
darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines 
umfriedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar befes-
tigten gültigen Steuermarke umherlaufen lassen. Der 
Hundehalter ist verpflichtet, den Beauftragten der 
Stadt die gültige Steuermarke auf Verlangen vorzuzei-
gen. Ist der Hund nach Zuzug aus einer anderen Ge-
meinde dort noch nicht abgemeldet, ist bis zur Über-
sendung einer neuen Steuermarke die bisherige Steu-
ermarke zu befestigen oder vorzuzeigen. Andere Ge-
genstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen 
dem Hund nicht angelegt werden. Bei Verlust der gül-
tigen Steuermarke wird dem Hundehalter auf Antrag 
eine neue Steuermarke gegen Ersatz der Kosten aus-
gehändigt.  
(4) Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstände 
und deren Stellvertreter sind verpflichtet, den Beauf-
tragten der Stadt auf Nachfrage über die auf dem 
Grundstück, im Haushalt oder Betrieb gehaltenen 

anzumelden. Bei der Anmeldung ist folgendes an-
zugeben:  

- Name der hundehaltenden Person, bei 
gemeinsamer Hundehaltung die Namen 
aller hundehaltenden Personen 

- Tag der Aufnahme des Hundes in den 
Haushalt 

- bei Zuzug aus einer anderen Gemeinde, 
Tag des Zuzuges und frühere Wohnortge-
meinde 

- vorherige hundehaltende Person (Züch-
ter/-in, Tierheim usw.) 

- Hunderasse 
- Größe und Gewicht des Hundes. 

Ggf. sind diese Angaben in geeigneter Form nach-
zuweisen. In den Fällen des § 6 Abs. 3 Satz 1 muss 
die Anmeldung innerhalb der ersten zwei Wochen 
des auf den Zuzug folgenden Monats erfolgen. 

(2) Die hundehaltende Person hat den Hund innerhalb 
von zwei Wochen, nachdem er ihn veräußert oder 
sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund 
abhandengekommen oder eingegangen ist oder 
nachdem die hundehaltende Person aus der Stadt 
weggezogen ist, bei der Stadt abzumelden. Im Fal-
le der Abgabe des Hundes an eine andere Person 
sind bei der Abmeldung der Name und die An-
schrift dieser Person anzugeben. 

(3) Grundstückseigentümerinnen und -eigentümer, 
Haushaltungsvorstände und deren stellvertretende 
Personen sind verpflichtet, den beauftragten Per-
sonen der Stadt auf Nachfrage über die auf dem 
Grundstück, im Haushalt oder Betrieb gehaltenen 
Hunde und deren haltende Personen wahrheitsge-
mäß Auskunft zu erteilen (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG 
NRW in Verbindung mit § 93 AO). Zur wahrheits-
gemäßen Auskunftserteilung ist auch die hundehal-
tende Person verpflichtet.  

(4) Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen 

 
 
Detaillierte Nennung erforderlicher Daten entspre-
chend der überarbeiteten Anmeldung – online oder 
schriftlich möglich, wenn die genannten Daten ge-
nannt sind. 



Hunde und deren Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu 
erteilen (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG NRW in Verbindung 
mit § 93 AO). Zur wahrheitsgemäßen Auskunftsertei-
lung ist auch der Hundehalter verpflichtet.  
(5) Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen 
sind die Grundstückseigentümer, Haushaltungsvor-
stände sowie deren Stellvertreter zur wahrheitsgemä-
ßen Ausfüllung der ihnen vom Steueramt übersandten 
Nachweisungen innerhalb der vorgeschriebenen Frist 
verpflichtet (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG NRW in Verbin-
dung mit § 93 AO). Durch das Ausfüllen der Nachwei-
sungen wird die Verpflichtung zur An- und Abmeldung 
nach den Absätzen 1 und 2 nicht berührt. 

sind die Grundstückseigentümerinnen und - eigen-
tümer, Haushaltungsvorstände sowie deren stell-
vertretende Personen zur wahrheitsgemäßen Aus-
füllung der ihnen vom Steueramt übersandten 
Nachweisungen innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist verpflichtet (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG NRW in 
Verbindung mit § 93 AO). Durch das Ausfüllen der 
Nachweisungen wird die Verpflichtung zur An- und 
Abmeldung nach den Absätzen 1 und 2 nicht be-
rührt. 

 

§ 9 
Billigkeitsmaßnahmen 

Stellt die Erhebung der Steuer im Einzelfall eine unbil-
lige Härte dar, so kann die Stadt Stundung, Herabset-
zung oder Erlass gewähren. 

§ 9 
Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen 

(1) Die Rechtsmittel gegen Steuerbescheide und sons-
tige Maßnahmen aufgrund dieser Satzung richten sich 
nach den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsord-
nung vom 21. Januar 1960 (BGBl. I. S. 17) und dem 
Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsord-
nung im Lande Nordrhein-Westfalen (AG VwGO) vom 
26. März 1960 (GV NW S. 47 / SGV NW 303) in ihrer 
jeweils gültigen Fassung. (2) Für Zwangsmaßnahmen 
aufgrund dieser Satzung gilt das Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVG NW) vom 23. Juli 1957 (GV NW S. 216 / SGV 
NW 2010) in seiner jeweils gültigen Fassung. 

Hat Erkrath drin – nachfragen, warum! Mail an Mari-
na.bellstedt@erkrath.de am 06.10.2023 
 
Eine unbillige Härte bei einer Aufwandssteuer ist 
schwer vorstellbar, da es in der Entscheidung der hun-
dehaltenden Person liegt ihr Einkommen für die An-
schaffung und den Unterhalt eines Hundes zu verwen-
den – dieser zusätzliche Aufwand wird mit der Hunde-
steuer besteuert. Ohne den zusätzlichen Aufwand 
würde keine Steuer erhoben. 
Eine solche Regelung sehen andere Hundesteuersat-
zungen und die Mustersatzung des StGB nicht vor. Die 
Regelung entfällt. 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchst. b) 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig  
1. als Hundehalter entgegen § 5 Abs. 4 den Wegfall der 
Voraussetzungen für eine Steuervergünstigung nicht 
rechtzeitig anzeigt,  
2. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 einen Hund 
nicht oder nicht rechtzeitig oder unter fehlender oder 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchst. 
b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712), in der aktuell geltenden Fassung, 
handelt wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. als hundehaltende Person entgegen § 5 Abs. 4 
den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steu-
ervergünstigung nicht rechtzeitig anzeigt, 

2. als hundehaltende Person entgegen § 8 Abs. 1 

 
 
 
 
 
Ergänzung. 
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falscher Angabe von Hunderasse, Geschlecht und Alter 
anmeldet,  
3. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 2 einen Hund 
nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet,  
4. als Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstand 
oder deren Stellvertreter sowie als Hundehalter ent-
gegen § 8 Abs. 4 nicht wahrheitsgemäß Auskunft er-
teilt,  
5. als Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstand 
oder deren Stellvertreter entgegen § 8 Abs. 5 die vom 
Steueramt übersandten Nachweisungen nicht wahr-
heitsgemäß oder nicht fristgemäß ausfüllt.  
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Ab-
satzes 1 mit einer Geldbuße von bis zu 5.000 Euro 
geahndet werden. 

einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig oder un-
ter fehlender oder falscher Angabe von Hunde-
rasse, Geschlecht und Alter anmeldet, 

3. als Grundstückseigentümerin oder -eigentümer, 
Haushaltungsvorstand oder deren stellvertreten-
de Person sowie als hundehaltende Person ent-
gegen § 8 Abs. 3 nicht wahrheitsgemäß Auskunft 
erteilt, 

4. als Grundstückseigentümerin oder -eigentümer, 
Haushaltungsvorstand oder deren stellvertre-
tende Personen entgegen § 8 Abs. 4  die vom 
Steueramt übersandten Nachweisungen nicht 
wahrheitsgemäß oder nicht fristgemäß ausfüllt. 

 

 
Wegfall alte Ziff. 3, da es bei nicht rechtzeitiger Ab-
meldung nicht zu einer ordnungswidrigen Abgaben-
verkürzung kommt und § 20 Abs. 2 Buchst. b KAG 
nicht erfüllt ist. 
Korrektur Bezugsabsatz 
 
 
 
Korrektur Bezugsabsatz 

§ 11 
Inkrafttreten 

Diese Hundesteuersatzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hunde-
steuersatzung der Stadt Haan vom 25.04.2017 außer 
Kraft. 

§ 11 
Inkrafttreten 

Diese Hundesteuersatzung tritt am 01.01.2024 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung der 
Stadt Haan vom 15.12.2017 i.d.F. vom 08.04.2020 au-
ßer Kraft. 
 

 

 


